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Empfehlung fir eine
EMPFEHLUNG DESRATES

zum Nationalen Refor mprogramm L uxemburgs 2012

und Stellungnahme zum Stabilitatsprogramm Luxemburgsfir die Jahre 2012-2015

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken', insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission,?

unter Beriicksichtigung der EntschlieRungen des Europaischen Parlaments,?
unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Anhdrung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwégung nachstehender Griinde:

() Am 26.Méaz 2010 nahm der Europédische Rat den Vorschlag der Européischen
Kommission fur eine neue Wachstums- und Beschéftigungsstrategie (,, Europa 2020%)
an, deren Kernpunkt eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik in den
Bereichen ist, in denen Handlungsbedarf besteht, wenn Europas Potenzial fur
nachhaltiges Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit erhtht werden soll.

(20 Am 13.Juli 2010 nahm der Rat eine Empfehlung zu den Grundziigen der
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Union (2010 bis 2014) und am
21. Oktober 2010 einen Beschluss Uber Leitlinien fir beschaftigungspolitische
Malinahmen der Mitgliedstaaten” an, die zusammen die ,integrierten Leitlinien
bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, ihre nationalen Wirtschafts- und
Beschéftigungspolitiken in Anlehnung an die integrierten Leitlinien auszugestalten.

ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
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Am 12. Juli 2011 nahm der Rat eine Empfehlung zum Nationalen Reformprogramm
Luxemburgs fur 2011 an und nahm Stellung zum aktualisierten Stabilitétsprogramm
Luxemburgs fur 2011-2014.

Am 23. November 2011 nahm die Kommission den zweiten Jahreswachstumsbericht
an, mit dem das zweite Européische Semester, d. h. die in der Strategie Europa 2020
verankerte, integrierte Ex-ante-Politikkoordinierung, eingeleitet wurde. Am
14. Februar 2012 nahm die Kommission auf der Grundlage der Verordnung (EU)
Nr. 1176/2011 den Warnmechanismus-Bericht® an, in dem Luxemburg nicht als einer
der Mitgliedstaaten genannt wurde, fur die eine eingehende Prifung angestellt werden
sollte.

Am 2. M&rz 2012 erklarte der Européische Rat die Stabilitdt des Finanzsystems, die
Haushaltskonsolidierung und Mal3nahmen zur Wachstumsankurbelung zu Prioritaten.
Er betonte, dass es notwendig sei, weiterhin eine differenzierte, wachstumsfreundliche
Haushaltskonsolidierung zu verfolgen, eine normale Kreditvergabe an die Wirtschaft
sicherzustellen, Wachstum und Wettbewerbsféhigkeit zu fordern, die Arbeitslosigkeit
zu bekampfen, die soziden Folgen der Krise abzufedern sowie die offentliche
Verwaltung zu modernisieren.

Am 2. Méarz 2012 ersuchte der Europdische Rat die am Euro-Plus-Pakt teilnehmenden
Mitgliedstaaten auf3erdem, die von ihnen eingegangenen Verpflichtungen so zeitig
mitzuteilen, dass sie in ihren Stabilitats- bzw. Konvergenzprogrammen und Nationalen
Reformprogrammen Berticksichtigung finden kénnen.

Am 27. April 2012 Ubermittelte Luxemburg sein Stabilitétsprogramm 2012, das den
Zeitraum 2012-2015 abdeckt, und sein Nationales Reformprogramm 2012. Um
Uberschneidungen Rechnung zu tragen, wurden beide Programme gleichzeitig
bewertet.

Auf der Grundlage der Bewertung des Stabilitdtsprogramms 2012 gemdl der
Verordnung (EG) Nr.1466/97 ist der Rat der Auffassung, dass das der
Haushaltsprognose zugrundeliegende makrookonomische Szenario schllissig ist.
Insbesondere das Szenario fur 2012 und 2013 stimmt sehr gut mit der
Frohjahrsprognose 2012 der Kommission dberein. Bei den mittelfristigen
Defizitprojektionen wird von enem leicht optimistischen Wachstumsszenario
ausgegangen, das oberhalb des potenziellen Wachstums ansetzt, jedoch immer noch
weit unter den Durchschnittswerten aus der Vergangenheit bleibt. Die im Programm
dargelegte Haushaltsstrategie zielt darauf ab, das Defizit von 1,5 % (2012) auf 0,9 %
im Jahr 2014 zu senken, und zwar mit einem Paket von Konsolidierungsmalinahmen
in Hohe von rund 1,2 % des BIP, und den Handlungsspielraum im Falle negativer
Schocks zu erweitern. Das mittelfristige Haushaltsziel eines strukturellen
Uberschusses von 0,5% wird in dem Programme bestdtigt. Gemessen an den
Bestimmungen des Stabilitdtss und Wachstumspakts kann dieses mittelfristige
Haushaltsziel jedoch nicht als angemessen gelten, da es sich auf aktuelle Mal3nahmen
und Prognosen stitzt und den implizit mit der Bevolkerungsalterung verbundenen
Verbindlichkeiten nicht gentigend Rechnung tragt, auch wenn der Schuldenstand unter
dem im Vertrag festgelegten Richtwert bleibt. Ausgehend von der Frihjahrsprognose
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2012 der Kommission und dem im Progranm dargelegten (neu berechneten)
strukturellen Haushaltssaldo wirde Luxemburg ab 2012 erheblich von seinem
mittelfristigen Haushaltsziel abweichen. Es wird davon ausgegangen, dass das
Wachstum der Staatsausgaben ohne Anrechnung diskretiondrer elnnahmenseitiger
Mal3nahmen den Ausgabenrichtwert des Stabilitéts- und Wachstumspakts bel Weitem
Uberschreiten wird. Der offentliche Bruttoschuldenstand liegt mit 20 % des BIP unter
dem im Vertrag festgel egten Richtwert.

Am 20. Januar 2012 nahm die Luxemburger Regierung einen Gesetzentwurf zur
Reformierung des Renten- bzw. Pensionssystems fir den privaten und den
offentlichen Sektor an. Das Reformvorhaben sieht einige Korrekturmechanismen vor,
die im Falle einer unginstigen Entwicklung der Finanzlage der Versicherung greifen
wurden; ferner sollen Anpassungen bei der sehr grof3ziigigen Methode zur Berechnung
der Leistungen vorgenommen werden. Allerdings wurde fur die schrittweise
EinfUhrung der neuen Berechnungsmethode ein sehr langer Zeitrahmen von 40 Jahren
angesetzt. Zudem bleiben die Mdoglichkeiten fur den vorzeitigen Ruhestand
weitgehend unveréndert erhalten, und es wurden keine Mal3nahmen vorgeschlagen,
um das Regelpensions- bzw. -rentenalter mit der Lebenserwartung zu verknipfen.
Insgesamt gehen die Schritte Luxemburgs in die richtige Richtung, doch die
vorgeschlagene Reform scheint keine hinreichende Gewéhr fur die langfristige
Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen zu bieten.

Im Januar 2012 nahm das Luxemburger Parlament ein Gesetz zur Begrenzung der
Anwendung der automatischen Indexierung der Lohne und Gehdter im Zeitraum
2012-2015 an, um die Wettbewerbsfahigkeit der Luxemburger Wirtschaft zu steigern.
Abgesehen von einer moglichen Anderung des Referenzindex hat die Regierung
jedoch keinerlei Plane fir eine dauerhafte Uberarbeitung des Lohnfindungssystems
angekindigt. Zwar ist Luxemburgs Produktivitdt derzeit sehr hoch, doch der
Spielraum fur Produktivitdtszuwéachse wird kleiner. Um die Wettbewerbsfahigkeit der
Luxemburger Wirtschaft langfristig zu erhalten, muss das Lohnfindungssystem in
Abstimmung mit den Sozialpartnern und unter Berticksichtigung der nationalen
Praktiken dauerhaft Uberarbeitet werden.

Luxemburg hat einige relevante, glaubwirdige Mal3nahmen zur Bek&mpfung seiner
verhadltnismallig hohen Jugendarbeitslosigkeit ergriffen. Um die Eingliederung der
jungen Menschen in den Arbeitsmarkt zu erleichtern, wird jedoch eine kohérente
Strategie benétigt, damit u. a. die Zusammenarbeit auf kommunaler Ebene gestéarkt
und die Effizienz der Arbeitsverwaltung verbessert wird. AulRerdem wirden junge
Arbeitsuchende, insbesondere digjenigen mit niedrigerem Bildungsniveau, von mehr
Investitionen in die allgemeine und berufliche Bildung profitieren.

Luxemburg wird voraussichtlich Probleme haben, sein fir 2020 festgelegtes Ziel fur
die Verringerung der Treibhausgasemissionen zu erreichen. Den neuesten — auf den
bestehenden Mal3nahmen basierenden — Prognosen fur 2020 zufolge werden die
Emissionen Luxemburgs in den Wirtschaftszweigen, die nicht unter das
Emissionshandel ssystem fallen, zwischen 2005 und 2020 um 9 % ansteigen, wahrend
die Zielvorgabe eine Verminderung um 20 % vorsieht. Die grofdte Emissionsquelle ist
der StralRenverkehr; hier besteht ein grof3es Potenzial fir Emissionsminderungen.
Luxemburg zdhlt nach wie vor zu den Léandern mit den gunstigsten Kraftstoffpreisen
in der EU, was den , Tanktourismus® fordert und negative externe Effekte wie
Umweltverschmutzung und Verkehrsiberlastung mit sich bringt. Es sollten
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zusétzliche Mal3nahmen ergriffen werden, um die Treibhausgasemissionen zu senken,
da anderenfalls teure Flexibilitétsmechanismen genutzt werden missen.

Luxemburg ist im Rahmen des Euro-Plus-Pakts eine Reihe von Verpflichtungen
eingegangen. So hat sich das Land 2011 zur Verbesserung der Wettbewerbsféhigkeit,
zur Forderung der Beschaftigung und zur Stdrkung der Tragfahigkeit des
Finanzsystems verpflichtet und entsprechende Umsetzungsmal3nahmen vorgestellt.
Die Kommission hat bewertet, inwiefern diese Euro-Plus-Pakt-Verpflichtungen
umgesetzt wurden. Die Ergebnisse dieser Bewertung sind in die Empfehlungen
eingeflossen.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Luxemburgs eingehend analysiert. Sie hat das Stabilitétsprogramm und das Nationale
Reformprogramm bewertet. Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fir eine auf Dauer
tragféhige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in Luxemburg, sondern auch
deren Ubereinstimmung mit EU-Vorschriften und -Richtungsvorgaben beriicksichtigt,
um durch auf EU-Ebene entwickelte Vorgaben fir kinftige nationale Entscheidungen
die wirtschaftspolitische Steuerung der Européischen Union insgesamt zu verstarken.
lhre Empfehlungen im Rahmen des Européischen Semesters sind in die
Empfehlungen 1 bis 5 eingeflossen.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Stabilitdtsprogramm
Luxemburgs geprift; seine Stellungnahme® ist insbesondere in Empfehlung 1
eingeflossen —

EMPFIEHLT, dass Luxemburg im Zeitraum 2012-2013 folgende Malinahmen ergreift:
Luxemburg sollte

1.

eine solide Haushaltsposition halten und jede Abweichung von einem mittelfristigen
Haushaltsziel, das die langfristige Tragféhigkeit der Offentlichen Finanzen
gewahrleistet, korrigieren, insbesondere unter Beriicksichtigung der implizit mit der
Bevolkerungsalterung verbundenen Verbindlichkeiten; zu diesem Zweck sollte die
Haushaltsstrategie gestarkt und strikt umgesetzt werden, und zur Flankierung sollten
hinreichend detaillierte Mal3nahmen fir 2013 und dartber hinaus ergriffen werden,
darunter die Einhaltung des Richtwerts fir die Ausgaben;

die Wirkung der vorgeschlagenen Pensions- bzw. Rentenreform verstérken, indem es
die Umsetzung von Maldnahmen zur Senkung der atersbedingten Ausgaben
beschleunigt, zusdtzliche Malinahmen zur Steigerung der Erwerbsguote alterer
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einleitet (insbesondere durch Erschwerung des
vorzeitigen Ruhestands) und Schritte zur Verkntpfung des Regelpensions- bzw.
-rentenalters mit der Lebenserwartung ergreift, um die langfristige Tragfahigkeit des
Altersversorgungssystems zu gewahrleisten;

die Reform des Systems der Tarifverhandlungen und der Lohindexierung in
Abstimmung mit den Sozialpartnern und unter Bericksichtigung der nationalen
Praktiken durch weitere Mal3nahmen unterstiitzen, um die Wettbewerbsfahigkeit der
Luxemburger Wirtschaft auf langere Sicht zu erhalten, und hierzu zunéachst das
derzeitige einjdhrige Indexierungsintervall Uber 2014 hinaus beibehalten und die

Gemal3 Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.
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Auswirkungen des Energiebereichs und anderer volatiler Posten auf den
Referenzindex einddmmen;

weitere Anstrengungen zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit unternehmen, indem
es die Einbindung der Stakeholder intensiviert und Bildungss und
Berufshildungsmal3nahmen — insbesondere fur Personen mit niedrigem
Bildungsniveau — fordert, die darauf ausgerichtet sind, den jungen Menschen auf die
Arbeitsmarktbedirfnisse  abgestimmte Fertigkeiten und Qualifikationen zu
vermitteln;

dafir sorgen, dass die Zielvorgaben fir die Verringerung der
Treibhausgasemissionen in  den Wirtschaftszweigen, die nicht unter das
Emissionshandelssystem fallen, eingehalten werden, insbesondere durch einen
Okol ogischen Umbau des Steuersystems.

Geschehen zu Briissel am

Im Namen des Rates
Der Prasident/Die Prasidentin
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

